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Betreff: 
1. Änderung der Zulassungsrichtlinie und der Gestaltungsrichtlinie für den Mainzer 
Weihnachtsmarkt / Bewerberaufruf für die Weihnachtsmärkte 2016-2017 
 
 
Mainz, 14. April 2016 
 
 
 
gez. 
Christopher Sitte 
Beigeordneter 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Wirtschaftsausschuss beschließt: 
 

1. die Änderung zur Zulassungsrichtlinie und Gestaltungsrichtlinie des Mainzer Weihnachts-
marktes 

2. Bewerberaufruf für die Weihnachtsmärkte 2016 - 2017 
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1. Sachverhalt: 
 
Ab dem Weihnachtsmarkt 2016 werden 3 Standplätze frei. 
 
Am 16.03.2016 wurde durch den Stadtrat die Änderung des § 19 der Satzung für Märkte und 
Volksfeste beschlossen, um eine Regelung bezüglich eines freiwerdenden Standplatzes während 
der dreijährigen Zulassungsdauer zu haben. 
 
Im Rahmen des nun durchzuführenden wettbewerblichen, transparenten und diskriminierungs-
freien Auswahlverfahrens sind auch die Gestaltungsrichtlinie und die Zulassungsrichtlinie zu be-
achten. 
 
Auch hier muss bedacht werden, dass innerhalb einer dreijährigen Zulassungsdauer gem. §19 
der Satzung ein Standplatz frei werden könnte.  
 
 
2. Lösung: 
 
Um die größtmögliche Attraktivität des Weihnachtsmarktes weiterhin zu gewährleisten ist die 
Gestaltungsrichtlinie dahingehend zu ändern, dass die Stände der Angebotsgruppe 6 ein gewis-
ses Maß erfüllen. Nur so kann das einheitliche und attraktive Bild erhalten werden. 
 
Da sich die obligatorische Vorlage eines Gewerbezentralregisterauszugs als bürokratische Hürde 
erwiesen hat, sollte die Zulassungsrichtlinie geändert werden. 
Diese sollte dahingehend geändert werden, dass ein Bewerber nicht mehr von vorneherein einen 
Gewerbezentralregisterauszug zum Nachweis seiner Zuverlässigkeit vorlegen muss. Hierzu ist 
zunächst eine Eigenerklärung ausreichend. Lediglich die zur Zulassung ausgewählten Bewerber 
müssen diesen beantragen und der Stadtverwaltung vorlegen. Der bürokratische Aufwand für die 
Bewerber wird somit verringert. 
 
Die vorgelegten Änderungen tragen zu einem einfacheren und schnelleren, wettbewerblichen, 
transparenten und diskriminierungsfreien Auswahlverfahren bei. 
 
Für die drei Standplätze wird der beigefügte Bewerberaufruf veröffentlicht und ein Auswahlverfah-
ren durchgeführt. Die neuen Regelungen der Satzung für Märkte und Volksfeste, der Zulassungs-
richtlinie und der Gestaltungsrichtlinie finden hierbei Anwendung. 
 
 
3. Alternative: 

 
Die alten Richtlinien behalten ihre Gültigkeit. 
 
 
4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen: 
 
/ 
 
5. Finanzierung: 
 
/ 
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